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GESETZBLATT
FÜR BADEN-WÜRTTEMBERG

Gesetz über die Festsetzung  
des Steuersatzes für die Grunderwerbsteuer

Vom 26. Oktober 2011

Der Landtag hat am 26. Oktober 2011 das folgende Ge-
setz beschlossen:

§ 1

Steuersatz 

Der Steuersatz der Grunderwerbsteuer für Rechtsvor-
gänge, die sich auf im Land Baden-Württemberg bele-
gene Grundstücke beziehen, beträgt 5 Prozent.

§ 2

Zeitliche Anwendung

Der Steuersatz nach § 1 ist auf Rechtsvorgänge anzu-
wenden, die ab dem Tag des Inkrafttretens dieses Geset-
zes verwirklicht werden.

§ 3

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in 
Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist 
zu verkünden.

stuttgart, den 26. Oktober 2011

Die Regierung des Landes Baden-Württemberg:

Kretschmann

	 Dr. Schmid	 Krebs

	 Friedrich	 Gall

	 Untersteller	 Warminski-Leitheusser

	 Bonde 	 Stickelberger	

	 Bauer	 Hermann

	 Altpeter	 Öney

	 Dr. Splett	 Erler
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3. 	Staatsangehörige eines anderen Vertragsstaates des 
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum,

4. 	Staatsangehörige eines Drittstaates, dem Deutschland 
und die Europäische Union vertraglich einen entspre-
chenden Anspruch auf Anerkennung von Berufsquali-
fikationen eingeräumt haben.

(2) Die Berufsqualifikation muss in einem der Staaten 
nach Absatz 1 Nummer 2 bis 4 (Qualifikationsstaat) er-
worben und dort für den unmittelbaren Zugang zu einer 
Tätigkeit im öffentlichen Dienst erforderlich sein, die der 
angestrebten Laufbahn vergleichbar ist. Die Regelungen 
zur Anerkennung von Lehramtsbefähigungen und der 
Grundsatz der automatischen Anerkennung nach Titel III 
Kapitel III der EU-Richtlinie bleiben unberührt. 

§ 2

Anerkennungsvoraussetzungen

(1) Eine Berufsqualifikation, die in einem Qualifika
tionsstaat erforderlich ist, um dort unmittelbaren Zugang 
zu einem reglementierten Beruf im Sinne von Artikel 3 
Absatz 1 Buchstabe a der EU-Richtlinie zu erhalten, ist 
auf Antrag als Befähigung für eine Laufbahn, die der 
Fachrichtung der Berufsqualifikation entspricht, anzuer-
kennen, wenn

1.	die Qualifikationsnachweise in einem Qualifikations-
staat von einer nach dessen Rechts- und Verwaltungs-
vorschriften zuständigen und von ihm benannten Be-
hörde ausgestellt worden sind,

2.	die Qualifikationsnachweise bescheinigen, dass das 
erreichte Berufsqualifikationsniveau den Anforderun
gen nach Absatz 2 entspricht und

3.	die nachgewiesene Berufsqualifikation im Vergleich 
mit der für die Laufbahnbefähigung erforderlichen 
Vor- und Ausbildung kein Defizit im Sinne des § 5 Ab-
satz 1 aufweist oder ein solches Defizit nach § 5 Ab-
satz 2 ausgeglichen ist.

(2) Es bedarf für die Anerkennung als Befähigung für 
eine Laufbahn des

1.	mittleren Dienstes mindestens eines Nachweises nach 
Artikel 11 Buchstabe a der EU-Richtlinie,

2.	gehobenen Dienstes mindestens eines Diploms nach 
Artikel 11 Buchstabe c der EU-Richtlinie,

3.	höheren Dienstes mindestens eines Diploms nach Ar-
tikel 11 Buchstabe d der EU Richtlinie; Artikel 13 Ab-
satz 3 der EU-Richtlinie bleibt unberührt.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für einen im 
Qualifikationsstaat nicht reglementierten Beruf, wenn 
die antragstellende Person nachweist, dass sie den Beruf 
im öffentlichen Dienst innerhalb der letzten zehn Jahre 
vollzeitlich zwei Jahre lang ausgeübt hat und die Qualifi-
kationsnachweise bescheinigen, dass sie auf die Aus-
übung des betreffenden Berufs vorbereitet wurde. Der 
Nachweis der zweijährigen Berufserfahrung ist nicht er-

Verordnung der Landesregierung zur 
Umsetzung der Richtlinie 2005/36/EG über 

die Anerkennung von Berufsqualifikationen 
als Laufbahnbefähigung in  

Baden-Württemberg im Geschäftsbereich 
des Innenministeriums, des Finanz-  

und Wirtschaftsministeriums,  
des Wissenschaftsministeriums,  

des Umweltministeriums,  
des Sozialministeriums, des Ministeriums 

für Ländlichen Raum und 
Verbraucherschutz, des Justizministeriums, 

des Ministeriums für Verkehr und 
Infrastruktur und des 

Integrationsministeriums  
(Laufbahnbefähigungsanerkennungs

verordnung – LbAnVO-BW)

Vom 18. Oktober 2011

Es wird im Benehmen mit dem Innenministerium und 
dem Finanz- und Wirtschaftsministerium verordnet auf 
Grund von

1.	§ 16 Absatz 1 Nummer 5 des Landesbeamtengesetzes 
vom 9. November 2010 (GBl. S. 793, 794),

2.	§ 4 Absatz 2 des Landesverwaltungsgesetzes vom  
14. Oktober 2008 (GBl. S. 313, 314),

3.	§ 4 Absatz 2 Satz 1 des Landesgebührengesetzes vom 
14. Dezember 2004 (GBl. S. 895):

§ 1

Anwendungsbereich

(1) Diese Verordnung regelt die Anerkennung von Be-
rufsqualifikationen in Baden-Württemberg als Befähi-
gung für eine auf dem Landesbeamtengesetz oder dem 
Juristenausbildungsgesetz gründende Laufbahn aufgrund 
der Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 7. September 2005 über die Aner
kennung von Berufsqualifikationen (ABl. L 255 vom  
30. September 2005, S. 22, zuletzt ber. ABl. L 33 vom  
3. Februar 2009, S. 49), zuletzt geändert durch Verord-
nung (EU) Nr. 213/2011 der Kommission vom 3. März 
2011 (ABl. L 59 vom 4. März 2011, S. 4), in der jeweils 
geltenden Fassung – im Folgenden EU-Richtlinie – für

1.	Deutsche im Sinne des Artikels 116 des Grundgeset-
zes, 

2. 	Staatsangehörige eines anderen Mitgliedstaates der 
Europäischen Union,
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rungen, die zur Erlangung des Abschlusses geführt 
haben, hervorgehen. 

(3) Die in Absatz 2 bezeichneten Dokumente sind in be-
glaubigter Kopie vorzulegen. Für nicht in deutscher 
Sprache abgefasste Unterlagen sind beglaubigte Überset-
zungen beizufügen. 

(4) Die zuständige Behörde bestätigt der antragstellen-
den Person binnen eines Monats den Empfang der Unter-
lagen und teilt gegebenenfalls gleichzeitig mit, welche 
Unterlagen fehlen. Die Mitteilung soll den Hinweis ent-
halten, dass der Lauf der Frist für die Entscheidung nach 
§ 8 Absatz 1 erst mit Eingang der vollständigen Unterla-
gen beginnt.

§ 5

Qualifikationsdefizit, Ausgleich

(1) Ein Qualifikationsdefizit liegt vor, wenn 

1.	die nachgewiesene Ausbildungsdauer mindestens ein 
Jahr unter der für den Erwerb der Laufbahnbefähigung 
geforderten Dauer der fachtheoretischen Ausbildung 
liegt, 

2.	die bisherige Ausbildung der antragstellenden Person 
sich auf Fächer bezieht, die sich wesentlich von denen 
unterscheiden, die in Baden-Württemberg vorge-
schrieben sind, oder 

3. 	die Laufbahnbefähigung die Wahrnehmung eines um-
fangreicheren Aufgabenfeldes ermöglicht als der reg
lementierte Beruf im Qualifikationsstaat, und wenn 
dieser Unterschied in einer besonderen, für den 
Erwerb der Laufbahnbefähigung vorgeschriebenen 
Ausbildung besteht, und sie sich auf Fächer bezieht, in 
denen Kenntnisse vermittelt werden, die wesentlich 
für die Ausübung des Berufs sind, und die sich we-
sentlich von denen unterscheiden, die von den vorge-
legten Qualifikationsnachweisen abgedeckt werden. 

Fächer unterscheiden sich wesentlich, soweit ihre Kennt-
nis eine wesentliche Voraussetzung für die Berufsaus-
übung ist und wenn bei ihnen hinsichtlich Dauer oder 
Inhalt der Ausbildung bedeutende Abweichungen gegen-
über der für die Laufbahnbefähigung geforderten fach
theoretischen Ausbildung bestehen. 

(2) Soweit ein Qualifikationsdefizit nach Absatz 1 nicht 
durch im Rahmen der bisherigen Berufspraxis erwor-
bene Kenntnisse oder die Erfüllung der Kriterien einer 
gemeinsamen Plattform im Sinne des Artikels 15 der 
EU-Richtlinie ausgeglichen ist, ist die Anerkennung da-
von abhängig, dass die antragstellende Person zum Aus-
gleich des Defizits nach ihrer Wahl erfolgreich eine 
Eignungsprüfung nach § 6 ablegt oder einen Anpas-
sungslehrgang nach § 7 durchläuft. Abweichend von 
Satz 1 ist eine Eignungsprüfung für die Anerkennung ei-
ner Berufsqualifikation für Laufbahnen abzulegen, wenn 
die Berufsausübung eine genaue Kenntnis des deutschen 

forderlich, wenn die vorgelegten Qualifikationsnach-
weise den Abschluss einer reglementierten Ausbildung 
mit einem Qualifikationsniveau von Artikel 11 Buch-
stabe b, c, d oder e der EU-Richtlinie bestätigen. 

(4) Einer Berufsqualifikation nach Absatz 1 sind gleich-
gestellt 

1.	ein nicht in einem Qualifikationsstaat ausgestellter 
Ausbildungsnachweis, der nach Artikel 2 Absatz 2 der 
EU-Richtlinie von einem Qualifikationsstaat aner-
kannt ist und in ihm der betreffende Beruf von seiner 
Inhaberin oder seinem Inhaber mindestens drei Jahre 
vollzeitlich ausgeübt wurde und dies durch eine Be-
scheinigung des Qualifikationsstaates nachgewiesen 
wird sowie 

2. 	Ausbildungsnachweise und Berufsqualifikationen im 
Sinne von Artikel 12 der EU-Richtlinie.

§ 3

Zuständige Behörde

Zuständige Behörde nach dieser Verordnung ist das Re-
gierungspräsidium Tübingen. 

§ 4

Antrag 

(1) Der Antrag auf Anerkennung von Berufsqualifikatio-
nen ist schriftlich an die zuständige Behörde zu richten. 
Dabei ist anzugeben, welche Tätigkeit im öffentlichen 
Dienst angestrebt wird.

(2) Dem Antrag sind beizufügen 

1.	eine tabellarische Darstellung des beruflichen Werde-
gangs, 

2.	der Nachweis der Staatsangehörigkeit, 

3.	Qualifikationsnachweise, 

4.	Bescheinigungen oder Urkunden des Heimat- oder 
Herkunftsstaats darüber, dass keine Straftaten, schwer-
wiegende berufliche Verfehlungen oder sonstige, die 
Eignung in Frage stellenden Umstände bekannt sind; 
die Bescheinigungen oder Urkunden dürfen bei ihrer 
Vorlage nicht älter als drei Monate sein, 

5.	eine Bescheinigung des Qualifikationsstaats, aus der 
hervorgeht, zu welcher Berufsausübung im öffentli-
chen Dienst die Qualifikationsnachweise berechtigen, 

6.	Bescheinigungen über Art und Dauer der nach Erwerb 
der Qualifikationsnachweise in einem Qualifikations-
staat ausgeübten Tätigkeiten in der Fachrichtung der 
Qualifikationsnachweise sowie 

7.	Nachweise über Inhalte und Dauer der Studien und 
Ausbildungen, in Form von Studienordnungen, Prü-
fungsordnungen, Studienbuch oder in anderer geeig-
neter Weise; aus den Nachweisen müssen die Anforde-
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(2) Die zuständige Behörde vergleicht die für die ange-
strebte Laufbahnbefähigung erforderliche Qualifikation 
mit den Ausbildungs- und Qualifikationsnachweisen der 
antragstellenden Person und bestimmt aufgrund des sich 
daraus festgestellten Qualifikationsdefizits insbesondere 
den inhaltlichen und zeitlichen Umfang des Anpassungs-
lehrgangs. Er darf höchstens drei Jahre dauern. Bei Lauf-
bahnen, zu denen der Zugang durch Vorbereitungsdienst 
ausgestaltet ist, soll der Anpassungslehrgang die Dauer 
des Vorbereitungsdienstes nicht überschreiten. 

(3) Die Ausbildungsstellen für die Durchführung des An-
passungslehrgangs werden in Abstimmung mit dem lauf-
bahngestaltenden Ministerium von der zuständigen Be-
hörde beauftragt. Die Ausbildungsstellen haben die im 
Anpassungslehrgang erbrachten Leistungen zu bewerten 
und die Bewertung der zuständigen Behörde mitzuteilen.

(4) Die Rechte und Pflichten der antragstellenden Person 
während des Anpassungslehrgangs werden durch öffent-
lich-rechtlichen Vertrag nach dem in der Anlage enthal-
tenen Muster festgelegt. 

(5) Der Anpassungslehrgang endet mit Ablauf der dafür 
festgelegten Zeit. Er kann vorzeitig beendet werden 

1.	auf Antrag der teilnehmenden Person oder 

2.	von Amts wegen, wenn schwerwiegende Pflichtverlet-
zungen der teilnehmenden Person der Fortführung 
entgegenstehen. 

(6) Der Anpassungslehrgang kann durch die zuständige 
Behörde innerhalb der Höchstdauer nach Absatz 2 Satz 2 
einmal angemessen verlängert werden, wenn das Quali-
fikationsdefizit innerhalb der festgesetzten Zeit nicht 
ausgeglichen werden kann. Für die sonstige Durchfüh-
rung des Anpassungslehrgangs und die Bewertung der 
erbrachten Leistungen werden die für die jeweilige Lauf-
bahn geltenden Ausbildungs- und Bewertungsbestimmun
gen entsprechend angewandt. Das laufbahngestaltende 
Ministerium kann von Satz 2 abweichende Regelungen 
treffen. Bestehen keine Ausbildungs- und Bewertungsbe-
stimmungen nach Satz 2, werden diese durch das lauf-
bahngestaltende Ministerium festgelegt. 

§ 8

Entscheidung, Bescheid 

(1) Die Entscheidung über den Antrag ist der antragstel-
lenden Person innerhalb von vier Monaten nach Vorlage 
der vollständigen Unterlagen schriftlich mitzuteilen. Bei 
der automatischen Anerkennung nach Titel III Kapitel III 
der EU-Richtlinie beträgt die Frist drei Monate. Die Ent-
scheidung ist außer bei sofortiger Anerkennung zu be-
gründen. Sie ergeht im Einvernehmen mit dem für die 
Gestaltung der Laufbahn zuständigen Ministerium. 

(2) Die Entscheidung enthält 

1.	die Zuordnung der Berufsqualifikation der antragstel-
lenden Person zu einer konkreten Laufbahn, 

Rechts erfordert und wenn Rechtsberatung oder -bei-
stand in Bezug auf das deutsche Recht ein wesentlicher 
und beständiger Teil der Berufsausübung ist. 

§ 6

Eignungsprüfung 

(1) Die Eignungsprüfung ist eine ausschließlich die be-
ruflichen Kenntnisse betreffende Prüfung, mit der die 
Fähigkeiten, die Aufgaben der angestrebten Laufbahn 
auszuüben, beurteilt werden. Sie muss dem Umstand 
Rechnung tragen, dass die antragstellende Person im 
Qualifikationsstaat bereits über eine entsprechende be-
rufliche Qualifikation verfügt. 

(2) Die zuständige Behörde erstellt für die Durchführung 
der Eignungsprüfung ein Verzeichnis der Sachgebiete, 
die aufgrund eines Vergleichs zwischen der für die Lauf-
bahnbefähigung verlangten Qualifikation und den vorlie-
genden Ausbildungs- und Qualifikationsnachweisen von 
der antragstellenden Person nicht abgedeckt werden. Die 
Eignungsprüfung erstreckt sich auf Sachgebiete aus die-
sem Verzeichnis, deren Kenntnis eine wesentliche Vor-
aussetzung für die Erlangung der Laufbahnbefähigung 
ist. Die zuständige Behörde legt im Einzelfall, abhängig 
von den festgestellten Defiziten, die konkreten Inhalte 
und den Umfang der von der antragstellenden Person ab-
zulegenden Eignungsprüfung fest. 

(3) Bei Laufbahnen mit Laufbahnprüfung wird die Eig-
nungsprüfung von der für die Durchführung der Lauf-
bahnprüfung zuständigen Prüfungsbehörde durchge-
führt, in allen übrigen Fällen von dem für die Gestaltung 
der Laufbahn zuständigen Ministerium, das hierfür eine 
andere Stelle bestimmen kann. 

(4) Die Eignungsprüfung kann im Falle des Nichtbeste-
hens innerhalb eines Jahres einmal wiederholt werden. 
Für die sonstige Durchführung und die Bewertung der 
Prüfungsleistungen werden die für die jeweilige Lauf-
bahn geltenden Prüfungsbestimmungen entsprechend 
angewandt. Das laufbahngestaltende Ministerium kann 
von Satz 2 abweichende Regelungen treffen. Bestehen 
keine Prüfungsbestimmungen nach Satz 2, werden diese 
durch das laufbahngestaltende Ministerium für die 
Durchführung der Eignungsprüfung festgelegt. 

§ 7

Anpassungslehrgang 

(1) Der Anpassungslehrgang vermittelt die berufsprakti-
schen Fähigkeiten für die angestrebte Laufbahn unter 
Anleitung und Verantwortung einer qualifizierten Per-
son, die mindestens die Laufbahnbefähigung für die an-
gestrebte Laufbahn besitzt. Er kann mit einer fachtheore-
tischen Zusatzausbildung verbunden werden. 
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§ 9

Gebühren

Gemäß § 4 Absatz 1 des Landesgebührengesetzes wird 
für eine Entscheidung nach § 8 mit Ausnahme der Ent-
scheidung nach § 8 Absatz 3 durch die zuständige Be-
hörde sowie für die Durchführung einer Eignungsprü-
fung durch die durchführende Stelle nach § 6 Absatz 3 
und die Bewertung der im Anpassungslehrgang erbrach-
ten Leistungen durch die Ausbildungsstelle nach § 7 Ab-
satz 3 von der antragstellenden Person eine Gebühr in 
Höhe von jeweils 100 Euro erhoben.

§ 10

Verwaltungszusammenarbeit

Die zuständige Behörde arbeitet mit anderen zuständigen 
Behörden sowie Kontaktstellen im Sinne der EU-Richt
linie, die ihren Sitz in einem Qualifikationsstaat oder im 
Geltungsbereich des Grundgesetzes haben, zusammen 
und leistet Amtshilfe, um die Anwendung der EU-Richt-
linie zu erleichtern.

§ 11

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in 
Kraft. Gleichzeitig tritt die EU-EWR – Laufbahn-Aner-
kennungsverordnung vom 10. Januar 2000 (GBl. S. 105), 
geändert durch Artikel 40 der Verordnung vom 25. April 
2007 (GBl. S. 252, 256), außer Kraft.

stuttgart, den 18. Oktober 2011

Die Regierung des Landes Baden-Württemberg:

Kretschmann

	 Dr. Schmid	 Krebs

	 Friedrich	 Gall

	 Untersteller	 Bonde

 	 Stickelberger	 Bauer

	 Hermann	 Altpeter

	 Öney	 Dr. Splett

2.	den Hinweis, dass die Anerkennung der Berufsqualifi-
kation als Laufbahnbefähigung keinen Anspruch auf 
Einstellung begründet,

3.	gegebenenfalls die Feststellung über bestehende Qua-
lifikationsdefizite, verbunden mit 

a)	 konkreten Angaben zu den möglichen Ausgleichs-
maßnahmen nach § 5 Absatz 2 und den §§ 6 und 7, 
insbesondere zu den Prüfungsgebieten im Falle 
einer Eignungsprüfung, sowie die Dauer und die 
wesentlichen Inhalte im Falle eines Anpassungs-
lehrgangs,

b)	 der Angabe der Stelle nach § 6 Absatz 3, bei der die 
Eignungsprüfung abzulegen und der Ausbildungs-
stelle nach § 7 Absatz 3, bei der der Anpassungs-
lehrgang zu absolvieren ist,

c)	 der Frist, innerhalb der die Ausgleichsmaßnahme 
zu erbringen ist und

d)	 gegebenenfalls einer Aufforderung zur Ausübung 
des bestehenden Wahlrechts bei der Ausgleichs-
maßnahme. 

(3) Nach erfolgreichem Abschluss der festgelegten Aus-
gleichsmaßnahme stellt die zuständige Behörde durch 
Anerkennungsbescheid die Laufbahnbefähigung fest. 
Absatz 1 Sätze 3 und 4 sowie Absatz 2 Nummern 1 und 2 
gelten entsprechend.

(4) Mit der Anerkennung einer Berufsqualifikation wird 
die entsprechende Laufbahnbefähigung erworben. So-
fern mit dem Erwerb der Laufbahnbefähigung die Be-
fugnis verbunden ist, eine Bezeichnung zu führen, kann 
diese als Berufsbezeichnung geführt werden.

(5) Die Anerkennung ist insbesondere zu versagen, wenn 

1.	die Voraussetzungen der §§ 1 und 2 nicht erfüllt sind, 

2.	die für die Anerkennung erforderlichen Unterlagen 
trotz Aufforderung nicht in angemessener Frist voll-
ständig vorgelegt wurden, 

3.	die festgelegten Ausgleichsmaßnahmen endgültig 
nicht erfolgreich abgeschlossen worden sind oder die 
antragstellende Person sich ihnen aus von ihr zu ver-
tretenden Gründen nicht innerhalb der festgesetzten 
Frist unterzogen hat oder

4.	die antragstellende Person wegen schwerwiegender 
beruflicher Verfehlungen, Straftaten oder vergleichba-
rer gewichtiger Gründe für das Beamtenverhältnis 
nicht geeignet erscheint. 
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Anlage
(zu § 7 Absatz 4)
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§ 2

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in 
Kraft. Gleichzeitig tritt die Verordnung der Landesregie-
rung zur Übertragung von Ermächtigungen nach dem 
Gemeindefinanzreformgesetz vom 15. Februar 2000 
(GBl. S. 101) außer Kraft.

stuttgart, den 25. Oktober 2011

Die Regierung des Landes Baden-Württemberg:

Kretschmann

	 Dr. Schmid	 Friedrich

	 Gall	 Untersteller

	 Warminski-Leitheusser	 Bonde 

	 Stickelberger	 Bauer

	 Hermann	 Altpeter

	 Öney	 Dr. Splett

	 	 Erler

Verordnung der Landesregierung  
zur Übertragung von Ermächtigungen nach 

dem Gemeindefinanzreformgesetz

Vom 25. Oktober 2011

Auf Grund von § 8 des Gemeindefinanzreformgesetzes 
in der Fassung vom 10. März 2009 (BGBl. I S. 503) wird 
verordnet:

§ 1

Ermächtigung 

Die Ermächtigungen zum Erlass von Rechtsverordnun-
gen nach §§ 2 und 4 Absatz 2, §§ 5 und 5 c Absatz 2  
Satz 3, § 5 f Absatz 2 und § 6 Absatz 8 des Gemeinde
finanzreformgesetzes in der jeweils geltenden Fassung 
werden auf die oberste Finanzbehörde des Landes über-
tragen.
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BEZUGSBEDINGUNGEN
Laufender Bezug durch den Vertrieb, jährlich 55 Euro. Mehrwertsteuer 
wird nicht erhoben. Der Bezug kann zwei Monate vor dem 31. Dezember 
eines jeden Jahres gekündigt werden.

VERKAUF VON EINZELAUSGABEN
Einzelausgaben werden durch die Versandstelle des Gesetzblattes, Staats
anzeiger für Baden-Württemberg GmbH, Postfach 10 43 63, 70038 Stutt-
gart (Breitscheidstraße 69, 70176 Stuttgart), Fernruf (0711) 6 66 01-43, 
Telefax (0711) 66601-34, abgegeben. Der Preis dieser Ausgabe beträgt  
2,30 Euro (einschließlich Porto und Versandkosten). Mehrwertsteuer wird 
nicht erhoben.
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